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lichkeit ab: sıehe: AP-Meldung. Badische Zeıtung VO' Diıe Erfahrungen mMIiIt der 50 Sozialstrukturhilfe und den Ver-

Es entfallen sozialıstischen Typ lediglich die sozialen Kosten, bundprojekten der Entwicklungspolitik ZCIBEN, dafß C1iNE solche Pro-
die VO: Privateigentum ausgehen können; dafür Lreten solche des jektplanung außerordentlich hohe Anforderungen stellt. Da sıch
Kollektiveigentums aut Umweltschutz weitgehend technische Überlegungen handelt,24 Wat 07401 ermee? In Economisch-Statistische Berichten Rotter- dürften Erfolge ıcherer als bei der Sozialstrukturhilfe se1in.
dam, Da ZET. Institut für Angewandte Sozialwissenschaft, Bad Godesberg, De-

Objekt heißt Die VO] einzelnen Betrieben und Haushaltungen zember 1971

Der Problembericht

Paul Becher

Alternative 1}1 der Eigentumspolitik
ZUT vermögenspolitischen Auseinanderse  © 1 der undesrepublik
Im veErgangenNenN Jahr hat die „Schutzgemeinschaft der nehmern UuSsSamMenSeETZT, wollen damit ıhrer Sorge Aus-
deutschen Sparer Ergebnisse Meinungsumfrage druck geben, daß n der Vordergrund stehenden
unter den verschiedenen Gruppen der deutschen Frwerbs- Auseinandersetzungen die Werterhaltung des SC-
bevölkerung veröffentlicht, die sıch mit der Einstellung bildeten Vermögens die wichtigere rage nach der CIBCNT-
gegenüber Politik der Geldwertstabilität efaßte lichen Zielsetzung der E1ıgentums- un: Vermögenspolitik
Diese Ergebnisse rachten für manche sicherlich über- übersehen wiıird Die den etzten onaten verstärkt e1iN-
raschend die Auffassung der überwältigenden Mehrheit setzende Aktivität engagıerter gesellschaftlicher Gruppender Befragten ZU Ausdruck daß S1IC der Sıcherung aber, daß die Eıgentums- un: Vermögenspolitikder Kaufkraft un: ıhrer Vermögenswerte willen aut die ZU Instrument bestimmter gesellschaftspolitischer Ziel-

den etzten Jahren üblıchen Zuwachsraten der FEın- vorstellungen gemacht werden soll Der Beıirat sıeht hierin
kommen verzichten würden Würde 1Ne Ühnliche Um - 1i1ne Herausforderung, weıl damıt die Weichen nıcht NUur

frage die Meınungen über zentrale Probleme der Ver- vermögenspolıtischer Hınsicht sondern gerade auch
mögenspolitik testen versuchen, MIiItt großer bezug auf die Grundordnung VO  ; Gesellschaft un: Wırt-
Wahrscheinlichkeit die genannten Themen Werterhal- >chaf’c NEU gestellt werden sollen Überspitzt aßrt sıch
tung des angesparten Vermögens, Maßnahmen ZUr Eın- SCn da{fß gerade die vermögenspolıtischen Erfolge dazu
dämmung der überproportional ansteigenden Baupreıse, beigetragen haben, das Interesse weıter Bevölkerungs-
Herbeiführung gerechteren Sıtuation auf dem Boden- SITupPpCNH den grundsätzlıchen Fragen schwächen
markt Kurz zusammengefaßt sind die Ausgangsthesen des Be1-

dıeseThesen des Zentralkomitees der deutschen Katho-
liken Dıie bisherige Politik der Sparförderung UunN der Ge-

währung vermögenswirksamer Leistungen hat die SoxUm erstaunlicher wiırd daher manchem vorkommen, Geldvermögensbildung großem Umfang ausgeweılteldaß ine Ende Junı dieses Jahres VO Beirat für politische Das führte MItTt anderen Faktoren VermehrungFragen des Zentralkomitees der deutschen Katholiken des Fremdkapitals der Wirtschaft un: wurde damıt Zveröftentlichte „Erklärung ZUr Eıgentumspolitik“ (vgl der Ursachen der Eigentumskonzentration Be-den Worrtlaut August 1972 weder die reich der Erwerbsvermögen Entsprechend Z1NSFrage der Geldwertstabilität noch die Verbesserung un: die Eigenkapitalversorgung der Unternehmen zurück
Harmonisierung der Sparförderung oder die Problematik

Dıiıese Entwicklung entspricht nıcht der ursprünglichendes Bodeneigentums un der Wohnungspolitik den
Mittelpunkt der Ausführungen rückt Diese Themen WEeTI- Zielsetzung der Eıigentums- un Vermögenspolitik die

iNe gleichmäßigere Verteilung des zuwachsenden Ver-den allerdings urz angesprochen Dann aber vermerkt
die Erklärung ausdrücklich daß S1C sıch mit Absicht den MOSCNS und dabei auch insbesondere die unmittelbare,

personenbezogene Beteiligung der Arbeitnehmer Pro-SCNANNTEN schwerwiegenden Problemen der Vermögens-
politik nıcht zuwendet Vielmehr wıdmet SIC sıch Aaus- duktivkapital der Wirtschaft anstrebte.
schließlich der ordnungspolitischen Bedeutung desjenigen egen die Realisierung dieses Kernstücks des ısheri-
Vermögens, das als Privateigentum Produktionsmitteln ZCN vermögenspolitischen Programms gCN sıch

stärkere derstände Sıe kommen sowohl von PraktikernIndustrie, Handel un: Gewerbe 1St.
Die Mitglieder des Beıirats, der sich Aus Politikern, Sozjal- AUuS Unternehmer- un: Gewerkschaftskreisen als auch VO  an

und Rechtswissenschaftlern, Unternehmern un Arbeit- Gruppen, deren grundsätzliche gesellschaftspolitische Po-
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S1t10N kollektivistischen Modellen der Wırtschafts- un eigentums- un gesellsd1aflspolftisd1e Zıiel gewährleistet,
Gesellschaftsordnung ne1gt un: die die vermögenspolıiti- die wirtschaftliche und soziale Posıtion des Bürgers, 1NSs-

besondere des Arbeitnehmers, stärken un damit dieschen Programme tür die Strategıe der SOß. ystemüber-
windung nutzbar machen wollen. marktwirtschaftliche Ordnung gesellschaftspolitisch funk-

tionstähig gestalten. Folglıch konzentrieren sıch dieArgumente, die 1in diesem Zusammenhang vorgebracht
werden, verweısen aut das geringe Interesse der Arbeit- Beiratsvorschläge ZUT Weiterführung der Eigentums- und
nehmer Direktbeteiligungen, auf den zunehmenden Vermögenspolitik auf folgende drei Forderungen:
Ante:il breiter Schichten volkswirtschaftlichen Gesamt- Förderung der unmuittelbaren UuUN personal verfüg-
vermögen neben dem Produktivkapital Haus- un baren Beteiligung der einzelnen Arbeitnehmer haften-
Grundbesitz, Sparkapital un: Ansprüche die Sozial- den Eigenkapital der Wırtschaft:
versicherung) un autf die Tatsache, dafß sıch der Anteil Einführung einer uen Art vermögenswirksamer ÜEe7=des Produktivvermögens volkswirtschaftlichen Ge- siungen neben der allgemeinen Sparförderung un: den
samtvermögen ständig vermındere. Daher se1 aum Leistungen nach dem 624-DM-Gesetz, die diese unmıttel-
möglıch, die große Masse der Bevölkerung 1n eNNeEeNSWEeEeTr- bare Beteiligung siıcherstellt;
TE  3 Umftang privaten Produktivkapital beteiligen.
Aus dieser Einstellung heraus wırd ıne vermögenspolıiti- Abbau bisheriger yechtlicher besonders steuerlicher

Barrıeren, die den unmittelbaren Zugang der Arbeitneh-sche Aktivität zugunsten direkter Beteiligungen für -
iner ZU Produktivkapital bisher erschweren.fruchtbar gehalten.
In den Gegenposıtionen sieht der Beıirat Z w el Fehlent-

Der zugrunde liegende Problemstand wicklungen, die sıch gegenwärtig 1abzeichnen:
Läuft der bisherige Irend weıiter, bleibt das Produktions-Wer dagegen VO  - eıner kritischen Posıtion her grundsätz-

ıche Bedenken eiıne Politik personenbezogener e1ıl- mitteleigentum fast ausschließlich 1n den Händen einer
csehr schmalen Schicht Die damıt verbundene umulationhabe vieler Produktionsmitteleigentum vorbringt, wirtschaftlicher Verfügungsmacht wiıird der Oftentlichkeittführt die Tatsache 1Ns Feld, dafß solche Beteiligungen 1mM

Grund der Verfügungsgewalt der bisherigen Eıgen- ımmer wenıger sinnvoll erscheinen, die Notwendigkeıit
privaten Eıgentums Produktionsmitteln wiırd zuneh-

tumer  SE oder Großaktionäre nıcht NUur nıchts andert, SOIl- mend fragwürdıger werden.dern deren Macht o noch Zzementieren hilf Zur Be-
gründung wıird meı1st das Ergebnis von Forschungsgut- Wıiırd das Produktionsmitteleigentum demgegenüber Ve!_I-

stärkt in Kollektiveigentum umgewandelt, wird die Bal-achten der Professoren Krelle und Sıebke angeführt, deren
Schätzung aufgrund der Vermögenssteuer-Statistik erg1bt, Jung VO  . Verfügungsmacht 98088 mMi1t umgekehrten Vor-
dafß 1mM Jahre 1966 1L V. der Haushalte 31 N des zeichen fortgesetzt. Denn kollektive Fonds schwächen auch

die Posıtion des einzelnen Arbeitnehmers, weıten dieGesamtvermögens bzw 74 V, des Eıgentums DC-
werblichen Unternehmen (Produktivvermögen) 1n Han- achtmVerwaltungen AaUuUsS un dienen der Um:-
den gehalten hätten. Als Alternative ZUr Politik der brei- funktionierung der freiheitlichen Wıirtschaft.
ten Streuung des Produktionsmitteleigentums richtet sıch
die vermögenspolıtische Aktivität dieser Auffassung auf
die Zusammenfassung “O  > Beteiligungswerten der Arbeit- Die Pläne der Bundesregierung
nehmer ın hollektiven Fonds, die dann Als gesellschaft- Diese Hınweise sind selbstverständlich aut dem Hınter-liches Eıgentum VO  _ der Arbeitnehmerschaft selbst VvVer-
waltet werden sollen. grund der verschiedenen Pläne ZUrFr Weiterführung der

Eıgentums- un Vermögenspolitik csehen. Wer die
Dıie Vorstellungen über die Wege un: Ziele der künftigen Fachdiskussion der etzten Jahre verfolgt hat, dem 1St be-
Eıgentums- un Vermögenspolitik klaffen damıiıt weıt AaUS- kannt, w1e stark die Auseinandersetzungen Ziele und
einander. Letztlich geht die rage gangbare VWege auch iınnerhalb der einzelnen Gruppen
Genügt C5S, den Einzelnen Anreıze ZULFr Bildung eines „ Ver- un Institutionen se1l der Bundesregierung, der Re-
mögenspolsters“ geben, das ıhnen einen gewissen Spiel- gierungskoalition, der Unionsparteıen, der Gewerkschat-
LAaum für Anschaffungen bis hın langfristigen Ge- ten un Arbeitgeberverbände un nıcht 7uletzt auch der
brauchsgütern un ZU Erwerb VO  3 Haus- un Grund- konfessionell ausgerichteten Organısationen und
besitz ermöglicht, oder sollen diese außerdem Vverantwort- noch sind. Hıer können nıcht alle Schattierungen nach-
lıch Produktionsmitteleigentum beteiligt se1n? Denn gezeichnet werden. Es werden NUur die Pläne herausge-
dort fällt das zuwachsende Vermögen zunächst an, und 1Ur griffen, die dem Aspekt der Beiratserklärung gesell-
das Eıgentum vermuittelt die Verfügungsgewalt über wIirt- schaftspolitisch relevant sind.
schaftliche Prozesse. So stellt sıch die Alternative: Wollen Die Bundesregierung hat 1n den VEIrSANSCHECMH JahrenWIr die Eıgentumsposıition der einzelnen ausbauen un mehrfach angekündigt, S1e werde eiınen Bericht über die
stärken, oder sollen WIr damıt beginnen, Formen eines Vermögensbildung und dazu ıne Gesetzesinitijative VOTF-
„Volkseigentums“ entwickeln? Jlegen, durch die die große vermögenspolitische Lösung für
Dıie gesellschaftspolitische Diskussion wiıird daher 1im die Erwerbstätigen in untferen un mittleren Einkommens-
Unterschied ZU Vermögensaspekt wieder autf die Be- schichten eingeleıtet werden solle Bisher 1St das Stadiıum
deutung un Funktion des Eıgentums hingelenkt. Um das der Vorbereitung noch nıcht eendet worden. Ende 1970
deutlich machen, spricht auch der Beırat VO  — einer „LEr- wurde eın 503 „Vierer-Programm ZUr soz1a] gerechten
klärung ZUT: Eigentumspolitik“. Das Schicksal der freiheit- Vermögensbildung Uun: Sparförderung der Erwerbstäti-
lichen Ordnung scheint ıhm entscheidend davon abzuhän- gen VO Oktober 1970 bekannt. Verfasser
gCNH, ob die privatautonome Struktur des Privateigentums vier Staatssekretäre der Bundesministerien für Arbeıt,

Produktionsmitteln erhalten bleibt. Nur se1 das nneres, Wirtschaft un Fınanzen. Ein_e Einigung über die
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beim Jetztjährigen Parteitag die ruppe derjenigen WAafT,Grundzüge des Papıers konnte iınnerhalb der Regierungs-
koalıition nıcht erreicht werden Eıner der Verfasser, der die die Vermögenspolitik erklärtermaßen als Hebel ZUr

rühere parlamentarische Staatssekretär Rosenthal Umgestaltung der wirtschaftlichen un: gesellschaftlichen
erklärte seinen Rücktritt Das Bundeskabinett hat dann Verhältnisse einsetizen wollte So torderten S1C Aufgaben

11 Junı 1971 Leitlini:en für die Vermögenspolitik be- für die Fonds die ıhnen 111c systemändernde Funktion
schlossen un Zusammenhang M1 der Vorbereitung gegeben hätten S1e sollten die Überführung der Produk-

tionsmittel Arbeitnehmerhand erreichen, wobejder Steuerretorm für 1974 die zuständigen Ressorts be-
auftragt Gesetzentwurt auszuarbeıten, der ZUuU keinem Fall Privateigentum, auch nıcht be1 Ar-
Zeitpunkt der Einführung der Steuerreform ebenfalls beitnehmern, kommen dürfe (Unterbezirk Köln) Andere
raft treten un e1in Aufkommen VO  3 eLtwa Mrd wünschten den Abbau individuellen Vermögens Zzugunsten

Jahre 1974 haben solle Dieser Referentenentwurf lıegt höheren Staatsanteıils Bruttosozialprodukt un:
seit August 1971 als Diskussionsentwurf VOT Aufgrund die Verhinderung Ausweıtung des individuellen Ver-
dieser Unterlage zeichnen sıch folgende Grundzüge MOSCNS über den augenblicklichen Umfang (Unterbezirk
„Vermögensbeteiligungsgesetzes 1b über die das Bundes- Rheıin Sıeg) Insbesondere wurde die Befürchtung laut die
kabinett allerdings bıs noch nıcht entschieden hat indiıviduelle Vermögensbildung könnte die Solidarıität der

Arbeitnehmer schwächen, weıl SIE „keın Mittel ZUr Demo-Es wird 1Ne obligatorische Abgabe eingeführt die als
Bemessungsgrundlage den Gewınn und/oder die nvest1- kratisierung der Gesellschaft“ sC1

LiONeEeN hat Diıese Abgabe oll möglichst orm D“O  s Be- Die Spanne den Vorstellungen des Koalitionspartners
teiligungswerten über 1i1ne Clearingstelle überbetrieb- hat die F aut iıhrem Parteitag VO 25 bis O)rE 10 1971
ıche Fonds erfolgen Die Fonds 11NUSsenN das Sparkassen- den 5S0OS „Freiburger Thesen der E.D ZUr Gesell-
un Bankensystem eingegliedert un: dezentralisiert se1in schaftspolıitik“ markiert

Anteilsberechtigt Zertifikaten der Fonds sind Der Gedanke der obligatorischen Abgabe wırd VO  3

Zahlung Eigenbeitrags Arbeitnehmer MI Eın- der SPD übernommen Von bestimmten Wertschöp-
kommen b7zw 48 000 (Verheıi- fung aAb sollen 1Ur größere Unternehmen Beteiligungs-
ratete) Selbständige gleicher Einkommensgruppen sollen rechte erzielten Vermögenszuwachs einraumen Bete1-
begünstigt werden Variationsmöglichkeiten ZC1SECN autf lıgungen un Barablösungen (beı Personalgesellschaften
da{ß der Anteiıl für den einzelnen rund 6/ beträgt un Einzelunternehmen) werden VO  e} Clearingstelle
wenn alle unbeschränkt Steuerpflichtigen der angegebenen übernommen Diıese leitet S1C weltfer regional un
Einkommensklassen Anteıle erhalten, un rund 2700
WEeNnN der Kreıs auf die Arbeitnehmer beschränkt bleibt größenmäßig begrenzte Fonds Verhältnis ZUFr Zahl der

dort EINZSELFASENCN Bezugsberechtigten
Abgabepflichtig sollen alle Unternehmen der gewerb- Anteilsberechtigt den Zertiikaten sollen alle eut-

lıchen Wirtschaft SCIN, deren steuerpflichtiger Gewınn mehr schen Staatsbürger SC11
als 200 01010 jJahrlich beträgt Der Abgabesatz soll
7zwischen un schwanken Abgabepflichtig sollen anders als be]1 der SPD prıvate

und öftentliche Unternehmen sein Als Bemessungsgrund-Die den Fonds zufließenden lıquiden Mıttel werden
der Wıirtschaft tür Investi:tionen ZUrFr Verfügung gestellt Jage dienen 50==70 des bereinigten ew1InNNs un die

Ööhe des Gesamtkapıtals Davon werden bzw
Die Fonds üben die Rechte Aus den Beteiligungswerten erhoben

nach bestimmten Regeln AusSs Dıie Beteiligungswerte sınd grundsätzlıch Kapital-
Die VO  ; den Fonds ausgegebenen Zertifikate können anteilen abzuführen Einzelunternehmen un Personal-

be] Ausnahmen Nottällen erst nach Jahren veräiußert gesellschaften ollen, 1inNe unerwünschte Dauerver-
werden schuldung oder die Aufnahme Gesellschafters Ver-

meıden, bar ablösen könnenWenn auch ine Reihe schwerwiegender Fragen, eLtw2 die
Funktionen der Clearingstelle un: der Fonds, noch nıcht Dıie Anlage kann nach freiıer Wahl erfolgen Macht-
hinreichend geklärt siınd 1ST doch die erklärte Absicht ballungen zentralen Beteiligungsfonds sind verhin-
der Bundesregierung, sıcherzustellen, daß Wettbewerbs- dern ber die Zertihikate soll grundsätzlıch frei verfügt
verschiebungen un: die Etablierung mWırt- werden können Be1 Verkaut wırd das Bezugsrecht für
schaftsmacht vermijeden werden Auch sollen die Anteil- drei Jahre eingebüßt
scheine Fonds ausgestattet werden, daß S1C nıcht als Gewählte Teilhabervertretungen sollen miıthelfen, dafß
„ZWeELLTaNgıgES Vermögen abqualifiziert werden können die Zertihkationsinhaber informiert werden un indirekt

mitbestimmen können.
Die Basıs tür C1iNe Gesetzgebungsinitiative ı der
soz1al-liberalen Koalition ıne Anrechnung iınnerbetrieblicher Gewıinnbeteiligun-

SCn oll nıcht statthaft SC11H

Die Sozialdemokratische Parte: 111 auf der Grundlage Damıt bietet sıch inNe Basıs für 111e gesetzgeberische Inı-
dieser Vorschläge bis ZU Parteıitag Ende November 1972 1atlıve der Bundesregierung A WEeNnNn HS bestimmte
ein detailliertes Modell erarbeiten ıne vorbereitende Grenze nıcht überschritten wird IDiese hat der P-
Ommıssıon hat Rahmen Langzeıtprogramms Vorsitzende Scheel abgesteckt Wer VO der grund-
betont, die Fonds sollten dezentral Organısıert seıin un: sätzlıchen Fragwürdigkeit des Privateigentums Pro-
mıteinander konkurrieren Auch SsC1 den Arbeitnehmern duktionsmitteln ausgehe und als „kleinbürgerliches enk-
die W.ahl des jeweıiligen Fonds treizustellen Dıe Auftsichts- relikt begreife „StÖößt aut MSCEE Gegnerschaft denn
Organe der Beteiligungsfonds sollen VO  $ iıhnen gewählt WIrLr sınd überzeugt daß 1iNe freie Gesellschaft auf diese
werden orm des EKıgentums als Element iıhrer Stabilisierung nıcht
Diese Elemente lassen nıcht mehr erkennen, W 1e stark noch verzichten darf“ (26
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Die strategischen Zielpunkte der Gewerkschaften Dıiese Formen Seseechaftlichen Vermögens der Ar-
beitnehmerschaft sollen darüber hinaus ermöglıchen, „eıneMachten sıch schon beim SPD-Parteitag 1im etzten Jahr Einflußnahme auf die Unternehmenspolitik 1mM Sınn VOLrI-

radıkale soz1ialıstische Theorien wieder bemerkbar, die teilungs- un: gesellschaftspolitischer Ziele“ auszuüben un:
durch das Godesberger Programm der SPD überwunden 93 private un gesellschaftliche Rationalität 1n eın Aaus-
schienen, zeıgen die Auseinandersetzungen die Ver- CWOSCNES Verhältnis bringen“ (Anlage ZU Antragmögenspolitik ım Deutschen Gewerkschaftsbund un se1- des Bundesvorstandes). Diese für alen vielleicht nıchts-
1LEeN Einzelgewerkschaften, daß sich VO  - dort her kom-
mende Vorbehalte bereits verdichtet un einer Strate- sagende Formulierung bedeutet jedoch nıchts weniıger als

ıne prinzipielle Änderung des marktwirtschafllichen Sy-z€ der Änderung der Vermögensstruktur 1mM Sınne der siems, Denn der Bundesvorstand sieht Ja Nur bei dieser
wieder aufgegriffenen Tradıitionsvorstellungen geführt Konstruktion die Durchsetzung gesellschaftspolitischerhaben Ziele tür möglıch dl weıl vermutlich diese Überlegung 1m
Die Leıitlinien, die der Neunte Ordentliche Bundeskongreß Hintergrund steht, daß 11LUr die Poolung der Fonds, ihre
Ende Junı dieses Jahres in Berlin auf Antrag des Bundes- jJahrliche Aufstockung un: wıe die ruck un:
vorstandes beschlossen hat, lassen davon autf den ersten Papıer ordert ÜAhnliche Fondsbildungen AaUus den Lei-
Blick allerdings wen1g spuren. Diese Leitlinien sollen Sstungen nach dem 624-DM-Gesetz die erforderliche be-
Grundlage für eın VO Bundesvorstand auszuarbeitendes stımmende Machtposition 1n uLNscrer Wirtschaft herbei-

führen annnModell der überbetrieblichen Ertragsbeteiligung se1n. Sıe
umreißen folgende Forderungen: Was „gesellschaftspolitischen Zielsetzungen“ 1im e1INn-

zelnen verstanden wiırd, belegen AÄußerungen des DGB-Das Beteiligungsaufkommen soll 7zwischen un
Mrd lıegen. Leistungen nach dem 624-DM-Gesetz Vorsitzenden Vetter un der Vermögenspolitik SC-

sind nıcht anzurechnen. wıdmete Autsätze in den „WWI-Mitteilungen“ Nr 4/72
un 1n den „Gewerkschaftlichen Monatsheften“ VO Fe-Die Unternehmen miıt eiıner Gewinnhöhe über 200 000

bzw 260 000 haben 7zwischen un 18 OE des Ge- bruar dieses Jahres. Vetter führte 11 April VOT dem
I1G-Metall-Kongreifß AaUuUS? „Wır mussen radikal brechenWI1nns ın Oorm VO  / Beteiligungswerten oder 1n bar (Aus- mıiıt den bislang Nsere Wirtschaft un Gesellschaft beherr-nahme) abzuführen. schenden Prinzıpien des privaten Gewinns und des -

Dıie dezentral gegliederten, aber nıcht miteinander kritisch gesehenen Wachstums „An die Stelle ziel-
koönkurrierenden Fonds geben Zertifikate die Arbeit- losen Pragmatısmus’ mu{ß zıelgerichtetes gesellschaftsver-
nehmer Adus, die wenıger als 24 000 / 48 O0Ö Finkom- äanderndes Handeln treten“ (ND 101/72): Konkreter wurde
inen haben Leminsky, der Chefredakteur der „Gewerkschaftlichen

Die Fonds werden VO  3 den Arbeitnehmern Be- Monatshefte“ 1n den WWI-Mitteilungen: „Auf gesamt-
wirtschaftlicher Ebene Abstimmung MIt der staatlichenteilıigung des öftentlichen Interesses selbst verwaltet. Sıe

werden als Anstalt oder Körperschaft des öffentlichen Struktur- un Konjunkturpolitik, aut mikroökonomischer
Rechts oder als Stiftung gegründet. Ebene Koordinierung der Produktionsprogramme aller

Unternehmer gleicher Branchen, Förderung VO  $ Koopera-Die Zertifikate können NUur 1n Ausnahmefällen be] den
Fonds beliehen oder eingelöst werden. Alternative: sS1e

tıon un sinnvoller Konzentration, Abbau übersteigerter
Verschleißproduktion, stärkere Berücksichtigung des Um-können nach einer Sperrfrist VO  — Jahren an der Boörse weltschutzes und der gesellschaftlichen Implikationen der

gehandelt werden. einzelwirtschaftlichen Produktion, Zurechnung der SOZ12-
Dıie Ähnlichkeit mit dem Konzept der Bundesregierung len Kosten. Der Fonds hat ach dieser Konzeption also
1St nıcht verkennen. Allerdings zeigen sıch einıge be- die Funktion, ıne schrittweise Vergesellschaftung der
deutsame Unterschiede: Die Fonds werden ıcht 1Ns Sy- Produktionsmittel durchzuführen.“
stem der Kreditinstitute eingegliedert, S1e dürtfen nıcht Damıt käme ıne syndikalistische Varıante in NSseTe Wırt-
mıteinander konkurrieren, S1e werden VON den Arbeit- schaftspolitik, die kartellartige Wirkung hätte un: schub-
nehmern unBeteiligung des öffentlichen Interesses selbst weıise den Wettbewerb zwiıschen den Unternehmen ab-
verwaltet. blocken un ıne Globalsteuerung in Gang setzen würde.
Diese Ausrichtung welılst den Weg 1ın i1ne Rilsozialisierung Hıer dürfte der Punkt erreicht se1n, dem die B-Ge-

werkschaften klarstellen mussen, ob sS1e dies auch wollen.des privaten Erwerbsvermögens. Werden schon bei der
Fondslösung der Bundesregierung Bedenken vorgebracht, Beabsichtigen s1e 1ın der Tat, die Fonds als Instrumente für
weıl sıch hier keineswegs Strukturen W1e bei den die Vergesellschaftung des Produktionsvermö-

SCNS einzusetzen? Es stelit sıch auch die rage, ob iıneInvestmentgesellschaften handelt, da Ja die Wettbewerbs-
lage un die Abhängigkeit VO  —; den Anlegern nıcht pCB| Entmündigung der Arbeitnehmer ıcht schon dadurch ein-
ben ISt; verstärken sıch solche Bedenken beim DGB- geleitet wird, daß sS1e dieses gesellschaftspolitische Ziel mıiıt
Modell. Diese Fonds erhalten automatisch un periodisch einem 1mM Grunde ıcht zutreffenden un iırreführenden

Etikett versehen.die Mittel und erhalten damıt einen ımmer größeren Eın-
flu{% Vom kritischen Standpunkt gegenüber jeder Ballung
VO  3 Verfügungsmacht wird daher die rage lauten: War- Das 320-DM-Proiekt der CDU

1St die gebündelte wirtschaftliche Verfügungsmacht 1n
dieser Orm wenıger problematisch als in anderen Händen, Gegenüber den bisher behandelten Plänen geht die Parla-
obwohl diese Machtposition weder durch die Konkurrenz mentarısche Opposition VO einem grundlegend anderen
mi1t anderen noch durch bestimmte Größenordnungen, Konzept Aus,. Ansatzpunkt 1St nıcht der Gewiınn, sondern
noch durch die Entscheidung der Zertihkatsıiınhaber be- der Lohn Die CDU/CSU umgeht damıt die schwier1ige
grenzt oder Sar aufgehoben werden kann? Frage, WwW1e ıne überbetriebliche Ertrags- oder Gewinn-
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beteiligung überhaupt rechtfertigen 1ST, wer Ansprüche Argument wırd VO  3 der Arbeitgeberseite erganzt MITt dem
geltend machen kann, wer der Abgabepflicht unterliegen Hınweıs, daß die den Mrd hinzukommenden
soll sS1e 11 vielmehr siıcherstellen, daß alle Arbeitnehmer Q  D Mrd AUS$S der Vermögenszulage des Staates ine
unmittelbar den Genuß VO'  3 Beteiligungen kommen, hohe nachträglıche Nachfrage nach Beteiligungswerten
ohne daß die Freiheit der Anlage eingeschränkt wırd Es auslösen werde, daß diese nıcht befriedigen sel. Ja;
soll ein Betrag VO 3970 jahrlich gezahlt werden, der bestehe die Gefahr, daß der Kurswert ZzZugunsten früherer

Orm VO  $ Beteiligungswerten festzulegen 1ST Eın ent- Eıgentümer ste1ge.,
sprechender Gesetzentwurf lıegt dem Bundestag SeIt dem

April 1970 VOTNT. Unter tarıfrechtlichen Gesichtspunkten wiıird dem DBESETZ-
lıch fixierten Lohn außerdem 1iNe Minderung der Tarıt-Auf diese Weıise hofft die CDU/CSU die Kapitalstruktur AUTLONOML1 befürchtet Eın besonderer Einwand kam noch

der Wıirtschaft un: VOTLT allem des Mittelstandes VeCI- AaUus dem DGB Die Anlage der Beteiligungen werde
bessern un den Arbeitnehmern zugleich Vermögenstitel Effekt die Posıtion des Bankenapparates stärken Soweılt
zugänglich machen können Dıie Fondsproblematik ent- die iındiıvıiduelle Vermögensbildung ftürn empfehlens-steht nıcht In Ergänzung dieser Konzeption hat die Bun- Wert gehalten wird bedauert INnan obendrein, daß die den
destagsfraktion 26 1972 den AÄntrag eingebracht, vielen kleinen Eıgentümern zufließenden Zinsen un D1-
dafß Ce1in Gesetz „ZUr betrieblichen Gewıinn- un Kapital- videnden für die On mögliche Fiınanziıerung dringenderbeteiligung der Arbeitnehmer (Drucksache un
eC1in Gesetz über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften Gemeinschaftsaufgaben verlorengehe
mıit dem dazugehörigen Fördergesetz VO Parlament VeOeI- Dagegen machen die Unionsparteıen tfolgende Gegenrech-
abschiedet wird Damıt soll die freiwillige Beteiligung der NUNS auf Die obligatorische Gewerkschaftsabgabe werde
Arbeitnehmer arbeitgebenden Unternehmen erleichtert WI1e A „Bestratung der Leistungsftähigkeiten wirken
werden, ohne dafß sıch das Arbeitsplatzrisiko erhöhrt un: Wer Verlust mache oder schlecht gewirtschaftet habe,
die Mobilität sinkt Mıt dem z weıtfen Antrag werden die werde VO  —$ der Abgabe verschont iıne we1ıtere volkswirt-
Voraussetzungen ftür ine breite Arbeitnehmer-Beteiligung schaftliche Verlustquelle se1l der erwartende hohe Ver-

waltungsaufwand für die verschiedenen Fonds Je C1SCN-auch mittelständischen Bereich geschaffen
Kritiker der CDU/CSU-Vorstellungen heben ıhren ständıger solche Fonds konstruijert würden, WEN1I18gCI

hätten S1C die Kritik der Arbeitnehmer un:! der öffentlichenZwangscharakter, die besondere Belastung lohnintensiver Kontrollen ürchten Solche Jahrlich MI Beteı1i-Betriebe, die schmale Marktlage beim Angebot VO  $ Be-
teiligungen un die ausschließliche Ausrichtung der An- ligungswerten ausgestattete: Fonds würden iınnerhalb

kurzer eıt durch Absprache untereinander (Poolung)lagemöglichkeiten aut die Direktbeteiligung Produk- ıhren Einfluß über alle Wıirtschaftsbereiche üundelntivkapital hervor Solche Bedenken kommen VOTr allem
VO  a} der „Bundesvereinigung dery deutschen Arbeitgeber- können, daß S1E jedem Konzern überlegen egen
verbände Als tarıtpolitischer Kontrahent der Gewerk- iıhren Wıllen müßten die Unternehmer kollektive Fonds

stärken, die SIC 95 die Zange nehmenschaften meldet S$1C Vorbehalte d obwohl S1C den
grundsätzlichen Zielen Mi1t der CDU übereinstimmt In Im Blick auf die Finwände der Arbeitgeber die

Erklärung ZUuUr Vermögensbildung VO Junı 1971 CDU/CSU daran, daß die Tarıfparteien sehr lange SC-
nter dem Tıtel 99  1e Weichen richtig stellen wendet S1IC ZOgeEIT hätten bıs S1Ee überhaupt bereit d  N, ETIMOSCNS-sıch jede Art gesetzlichen Beteiligungslohnes wirksame Leistungen vereinbaren Der 1971 VO  ; den
un überbetrieblichen Zwangsabgabe Unter Hın- Arbeitgebern aufgebrachte Beıtrag elaufe sıch Schnitt
W EeIlIs auf die Erfahrungen der etzten Jahre arn S1E VOL auf WEN1LSCI als 740 Im übrigen sCc1 die verantwort-
Methoden, die die tarıfpolitischen Möglichkeiten ıche Beteiligung der Arbeitnehmer ProduktionskapitalAls Alternative bieten die Arbeitgeber A den Begünstıi- der Wirtschaft wichtig, daß IMNa  } geradezu VO  —

gungsrahmen des 6724 DM-Gesetzes „ JC nach den WILrTt- Pflicht ZUrr: Eigentumsbildung sprechen könne Dıieser
schaftlichen Möglichkeiten der einzelnen Branchen un Pflicht entspreche 1nNe gesetzliche Regelung, die zudem

Berücksichtigung bestehender Verträge durch tarıf- verhindere, daß JPeGle bestimmte Arbeitnehmergruppe VO  ;
vertragliche Investivlohnabreden AU:  en Bei voller vermögenswirksamen Leistungen ausgeschlossen bleibt
Anwendung würde nach Auffassung der Arbeitgeberver-
bände ein Betrag VO  3 rund Mrd D also ein 1el-
faches der VO  e den anderen Gruppen diskutierten Beträge, Eıne Entscheidung 1St politisch unausweichlich
mobilisiert werden können.
Versucht INan, die jeweils vorgebrachten Einwände auf Wer die dargestellten Pläne un: Absıchten der maßgeben-

den Parteıen, Organısationen un Gruppen un vOrcC1INSCc-ihren wesentlichen Gehalt reduzieren, dann werden —- OoOmMmMen aut sıch wirken äßt un S1Ee zugleich auf demgleich die wichtigsten betriebswirtschaftlichen, volkswirt- Hintergrund der statıistischen Zahlen beurteilt dem Ver-schaftlichen, tarıtrechtlichen un: politischen Aspekte des stärkt sıch der Eindruck daß NSsSeTe Gesellschaft derGesamtkomplexes deutlich Vermögenspolitik VOT Abschnitt steht Mıt
Der Regierungskoalition un dem DGB mißfallen welcher Konzeption INa  3 auch die Aufgabe herantrıtt,
Konzept der CDU, daß die Unternehmer ohne Rücksicht dıe Entwicklung hat nen Punkt erreıicht sıch dıe
auf ıhre Ertragslage Leistungen herangezogen werden. Arbeitnehmerschafl ınsSgesam. ıhrer starken Posıtıon, ıhres
Das werde die lohnintensiven Unternehmer der Grenz- Anspruchs auf den Ertrag der Wirtschaft un ıhrer Ver-
betriebe betreffen Die Verschlechterung deren Wettbe- antworliun für den weileren Weg bewußt aırd. Staats-
werbsposition se1 die Folge Mıt Mrd Mindest- bürgerliches Bewußtsein un aufbrechende Eigenständig-
aufkommen (240 74 Miıll Arbeitnehmer) die keit werden das Verlangen stärken, auf der Entscheidungs-
auf die Wirtschaft zukommenden Kosten hoch Dieses der Wirtschaftsunternehmen mitzusprechen
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Dıie Entscheidung über unsere ‘ zukünftige Wirtschafts- Zzentralen Planungs- un Steuerungsmethode tehdieren,
un Gesellschaftsordnung 1st damıt CNS verbunden. Sıe oder wird die personenbezogene direkte Beteiligung der
wird ıcht be1 der Aufbringung der Beteiligungsmittel, Arbeitnehmer angestrebt, dann mu{ allerdings auch Ernst
aber bei der Wahl der Gestaltungstorm der siıch kumulie- gemacht werden mi1t den AUS den Anteılen sich ergebenden
renden Arbeitnehmervermögen fallen. Auft lange Siıcht Rechten, mıiıt wirksamen Repräsentationsstrukturen un
g1bt Ur 7Wel sich ausschließende Möglichkeiten: mıiıt der oft beschworenen Verantwortung der Arbeit-
Entweder wırd die hollektive Lösung vorgezogcen, dann nehmer, da on die Idee des breit gestreuten Eıgentums
wırd diese schrittweise ZU Volkseigentumsmodell un ZUT: nıcht mehr retrtten 1St.

Kurzinformationen
Das vierte i(egensburger Okumenische Symposıion VO bis Ordnung“. Doch Glaube und Moral hängen für ıhn -

Juli 1972 hatte eın heißes Eısen als Thema gewählt, die SAaININECN als Glaube und Vernunft: christliche Moral se1 eın
Leben A2US dem Glauben und nach dem Glauben, 1mM LichteFrage der Interkommuni:on zwiıschen Katholiken und Ortho-

doxen. Gegenüber dem letzten Jahr, die orthodoxe Kirche des Evangelıums, 1m Blıck auf die Parusıe, das MIt der Hıiılfe
nıcht zahlreıch vertireten wWar vgl H  ‚9 September 1971 452 f5)- des Heiligen eistes und des ırchlichen Lehramtes eführt

werde. Christliche Echik se1l wesentl: Glaube un: Taufehatten diesmal die Patriarchate VO!  - Konstantinopel, Jerusalem,
Antiochien, Moskau, Rumänıien, Bulgarien, Serbien und Grie- gebunden, der Papst 1n Anlehnung ! Feuillet. Aus
chenland insgesamt acht Bischöfe entsandt, den Metro- dieser Grundbestimmung ZOß wWwel Folgerungen: Ott

musse 1n UuUNsereNl Leben den ersten Platz einnehmen, wobejipoliten Harki:anakıs (Saloniki), den Metropoliten Gherasım
(Rumänıien) und den orthodoxen Vertreter beim Weltkirchen- CGottes- und Nächstenliebe eiıne untrennbare Finheit selen und
rat 1n Genf, Timiadıis. Auch zahlreiche Theologen BE- gerade diese relig1öse Motivatıon mMusse einem wirksamen
kommen, darunter die Protessoren Theodorou Athen), Kal- Engagement für die soz1ale Gerechtigkeit 1n Welt und Gesell-
liniıkos (Konstantinopel), Stanıloae (Bukarest) und die eut- chaft aNnSpOTNCN. In seıner zweıten Ansprache suchte der Papst
schen Auer (München), Biedermann (Würzburg), die Bedeutung des Gewissens für die christliche Moral aufzu-
Ratzınger und Fr Mußner (Regensburg). Bıschot Graber zeıgen. Er stellte das Gewissen als Jjene Instanz dar, wodurch
VO':  ; Regensburg eıtete die Tagung als Beauftragter der Deut- der Mensch VOTr W 1e nach einer Handlung eınen „besonderen
schen Bischofskonferenz für dıe Kiırchen des ÖOstens. Als Er- Eindruck ... über den Gebrauch seiner Freiheit“ empfindet.
gebnis der sehr lebhaften Diskussionen kann festgehalten wWerlr- Das Gewissen se1l notwendig, ber unzulängliıch, der
den VO  3 katholischer Seıte WUur: de betont, gemäfß der Konzils- Papst. hne das Gewissen könnten WIr den sittlichen Wert
AauUSSasc VvVOon der Hierar:  1e  D der Wahrheiten stelle das Dogma eıner Handlung nıcht beurteilen, die sıch AUS dem Objekt, AUS

VO: Lehr- und Jurisdiktionsprimat des Papstes kein Hiıindernis der Absicht und Aaus den Umständen ergebe (> 1—I1IÄ, 18,
mehr tür eıne Interkommunion dar Abt Hoeck VO  z 1—4) TSt das Handeln nach seiınem Gewissen mache den
Scheyern) Mußfßner tellte die Übereinstimmung 1n der ucha- Menschen „innerlıch völlig frei“, auch wWenln zußerem
ristielehre als Voraussetzung für eine Kommuniongemeinscha Zwang stehe. Dennoch reiche das Gewiıissen allein nıcht AaUS,
beider Kirchen hın Fur die orthodoxe Seıte Wartr diese gemeı1n- wenn C$S ıcht sowohl durch das „außere (Gesetz der bürger-
SA\A1INlE Basıs schmal Noch gyebe N große Glaubensunter- lıchen Ordnung“ Ww1e€e durch das „Wort des Evangeliums und
schiede, stellte der Theologe Theodorou fest, das Dogma
VO:  3 der Unfehlbarkeit un: VO: Jurisdiktionsprimat des

der Kirche“ geleitet wir ß
Papstes, die Lehre VO': der Kirchenverfassung (synodale Struk- Der Deutsche Evangelische Missions-Rat (DEMR) unterstützt
tur be1i den Orthodoxen, hierarchische bei den Katholiken) die Bemühungen der einheimischen Kirche um Selbstbestim-
W 1e die marijianıschen Dogmen. Tımiadıs w1ies War darauf hın, IMUuNns aut Taıwan. In eiınem kürzlich gefaßten Beschlufß griff
dafß dieser nterschiede zwıschen beiden Kirchen bis 1N5 der DEMR dıe „Offentliche Erklärung über nationales

Jahrhundert hiıneıin eıne Kommuniongemeinschaft bestan- chicksal“ auf, die die Presbyterianische Kiırche der national-
den habe, doch anderte diese Bemerkung nıchts der CN- chinesischen Inselrepublik bereıits nde Dezember vorıgen
wärtigen Grundposıition der orthodoxen Gesprächsteilnehmer. Jahres veröffentlicht hat. Der EMR betont, da{fß diıe Hoff -
Als einzıge Ausnahme für eiıne Zulassung nıchtorthodoxer hrı- Nnung dieser Kirche nıcht enttäuschen kann und will, die
sten ZU orthodoxen Herrenmahl jeß 111a  - die Todesgefahr eiıne „1M Geiste cQhristlicher Bruderschaft gegebene weltweıte
gelten. Reaktion“ gebeten hatte, damıt ıhr geholfen werde, „dıe Men-

schenwürde der Miıllionen Bewohner VO Ta1ıwan
In we1l Ansprachen etaßte sıch der Papst MILt dem Problem sichern“. Der Jjetzt veröftentlichte Beschlufß enthält die Ver-
der qcQhristlichen Moral, dem moralischen Empfinden un: dem sıcherung, da{ß der EMR d1e Forderung der Presbyterianischen
Gewissen, als Richtschnur des Handelns: 1n den Generalaudien- Kıiırche nach Selbstbestimmung für diıe Bewohner 2a1Wans MIr
S21 VO: Juli und VO August (vgl Osservatore Romano, StutZzt, dıe Erklärung der dortigen Kiırche der Aufmerksamkeıt

und 72) In der ersten Ansprache Zing der Papst seiner Mitglieder empfehlen werde und entsprechend seiınen
ausführlich auf das Verhältnis VO AQÄristlichem und weltlichem Möglichkeiten die Oftentlichkeit der Bundesrepublik aut die
Leben, VO Glauben und Leben eın. Er wandte sıch alle Situation 1n Ta1ıwan autmerksam machen wolle Der Rat der
Versuche, „dem La1ızısmus 1m Verhalten, insbesondere 1n seiınen EKD und die Leıtungen der evangelıschen Freikirchen werden
ftentlichen und außeren Formen, eine ausschließliche und ab- gebeten, 1mM gleichen Sınne arbeiten. Schließlich WILr dıe
solute Herrschaft einzuräumen“, die „Moral VO  $ der Theologie Bundesregierung ersucht, SI nach ıhren Möglichkeiten

trennen“, „Jeglichen inspirıerenden und lenkenden Einflufß jede Festlegung des Status VO Taıwan wenden, sotern nıcht
der Religion auf dıe Zıivilgesetzgebung und die normatıve diıe Bevölkerung a1wans UVO gefragt worden 1St und dem
Praxıs“ auszuschalten. Der Papst leugnete nıcht Krı- vorgeschlagenen Status zugestimmt hat“ Be1 eıner zukünftigen
terıen menschlichen Verhaltens (z 1n den Naturwissenschaften Vereinbarung über die Aufnahme diplomatischer Beziehungen
und auch für dıe staatliche rdnung und deren Legıitimität zwıschen Bonn und Peking könnte diese Frage akut werden.
noch die „Unterscheidung zwıschen zeıitlicher und geistlicher Bisher jedenfalls WAar die Volksrepublik Chıina ın solchen Fällen
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